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IM, ' , IST u. ISS .) Verhandlungen der badischen Stände im Jahre 1846 . [ 9 . August .!

Haausgegrden von dem Abgeordneten Karl Mattzy — Red.g .rt v » u Karl Stein . — Druck und Berlag von Malsch und Bogel .

Fünfzigste öffentliche Sitzung der II . Kammer.

( Schluß .)

Bassermann fährt fort : Auf dem Würzburger
Eängerfest haben wir allerlei Erfreuliches erfahren und
die Worte „ Deutschland « und „ Deutschthum " hörte man
dort sehr häufig ; allein einen Deutschkatholiken aus dem
Lande zu weisen , scheint dort auch deutsch zu sein , und da¬
mit kann ich mich nicht versöhnen . Mir scheint eS , daß
man , wie leider neuerlich beabsichtigt wird , statt nach den
Handlungen und dem Verhalten der Menschen , lediglich
darnach fragt , waS für politische und religiöse Gesinnungen
sie haben . Wir sind damit auf demselben gefährlichen
Wege , aus dem wir im Laufe der Weltgeschichte die größten
Gräuel erfahren haben . Wohin könnte eS kommen , wenn
man solche Grundsätze wieder allgemein geltend machen wollte ?

ES könnte in einem protestantischen Staat ein Katholik
wie Herr Buss auSgewiesen werden , wenn man nach dem
GlaubenSbekenntniß fragte ; ja eS könnte dahin kommen ,
daß eine Republik Bremen einen deutschen Fürsten nicht
über ihre Grenze ließe , weil sich daS monarchische Prinzip
nicht mit einer Republik vertrage . Fragen Sie sich , meine
Herren , welcher Zustand der Rechtlosigkeit , der Verwirrung
und der Anarchie bei uns entstände , wenn man nach dem
GlaubenSbekenntniß fragte ! Wenn Jemand den Gesetzen
deS Staats sich unterwirft und die öffentliche Ordnung
nicht stört , so hat er , nach dem Art . 16 der Bundesacte
und noch mehr nach den allgemeinen Prinzipien der Ord¬

nung und deS Rechts , die Befugniß , sich überall aufzu¬
halten , oder eS gicbt eben dann kein einheitliches Deutsch¬
land mehr . Man sagt , man wisse nicht , ob nicht jener
Mann etwas Gesetz - und Ordnungswidriges gethan habe .
Wenn aber dies nur im Mindesten der Fall wäre , glauben
Sie wohl , die baierischen Blätter hätten eS versäumt , solckeS
gehörig und in den kräftigsten Farben aufzutischen ? Zu¬
dem kenne ich den hochachtbaren Mann , dem diese Krän¬
kung widerfahren ist, genau , und seine Worte gellen mir
mehr als die Vieler Anderen , so daß ich vollkommen seinen
Mittheilungen vertraue . Außerdem besitze ich das Origi¬

nalschreiben deS PolizeicommissärS in Neustadt ; es ist dieS
die Antwort , die der Gaftfreund , bei welchem Herr Scholl
wohnte , erhalten hat . Der Redner verliest dieses Schrei¬
ben , worin es heißt , daß Herr Scholl auSgewiesen wurde ,
weil er deutschkatholischer Prediger sei, — und fährt dann
fort : ES hat also genügt , daß Herr Scholl selbst bemerkte ,
er sei ein Prediger einer deutschkatholischen Gemeinde , und
man würde gewiß von Polizei wegen andere Gründe an¬
geführt , nämlich etwa gesagt haben , weil der Betreffende
sich gegen die Gesetze deS Landes verfehlte , denn wenn
die Polizei so etwas weiß , so unterläßt sie nicht eS anzu¬
führen . Daß die badische Kammer über diese Sache zur
Tagesordnung übergehen werde , glaube ich nimmermehr .
Ich will hoffen , sie werde keinen Unterschied machen zwi¬
schen Mitgliedern ihres Hauses , die aus Preußen , und
zwischen andern Bürgern , die aus Baiern verwiesen wur¬
den . Und wenn eS statt eines deutschkatholischen Geistlichen
der geringste Mann deS Landes wäre , so würde eS die Ehre
der Kammer fordern , mit der größten Energie daS Recht
des freien Aufenthaltes für seine Person in andern deut¬
schen Staaten geltend zu machen . UebrigenS kann man
sich damit beruhigen , daß die Dinge , wie sie sind , nicht
bleiben können , und der AuSgewiesene mag sich mit einem
Reiseprediger deS 16 . JahrhunderS trösten , der , als er ver¬
wiesen wurde , sagte : „ Einer — ja tausend ! — also ist
es mir bisher gelungen , daß ich die Feinde noch nie ge¬
furchten , aber so diese elenden Menschen haben mich bisher
gefurchten und furchten müssen , denn ihr Gewissen steht
für mich wider sie selbst, und sie suchen mit Lug und Ge¬
walt Schutz ; daS hat auf die Länge keinen Bestand . "

Buss . Ich behaupte , daß , was die Abg . Schaaff und
JunghannS I . rücksichtlich der formellen Seite der Sache
gesagt haben , vollkommen gegründet ist, und würde nicht
weiter gegangen sein , wenn nicht von der andern Seite dieses
Hauses auf daS Materielle eingegangen worden wäre . Ich
scheue mich auch gar nicht , auf dieses Gebiet zu folgen
und glaube , daß gerade von diesem Standpunkte auS der
Antrag auf Tagesordnung angenommen werden sollte .
Man hat heute merkwürdige Vergleichungen angestellt ,
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« Dein eine derselben muß ich mil aller Entschiedenheit eine -

christlichen GemüthS zurückweisen . Wer zwischen diesen

reisenden Priestern und den Aposteln dcS ChristmthumS

Vergleichungen anstellt , hat keine Ahnung von dem christ¬

lichen Berus dieser Apostel . ( Dasiermann : Nach

Ihrer Ansicht sreilich nickt ) Solche Vergleichungen weise

ich zurück , nicht bloS im Namen der katholischen , for dern

auch der evangelischen Kirche . Wir haben hier von einem

polizeilichen Acl zu sprechen . Die Polizei wirkt bekanntlich

präventiv , und eS ist also die Frage , ob eine Regierung

daS Recht habe , dort wo sie Interessen gefährdet glaubt ,

Präventivmaßregeln zu treffen ? Wenn man sich nun hier

einerseits den Reisiprediger einer Seele und anderseits die

k . baier ' sche Regierung , wie diese gehandelt hat , vorstcllt ,

so kann man nur sagen , die baier ' scke Regierung habe voll¬

kommen rechtmäßig gehandelt . Abgesehen von dem for¬

mellen Standpunkt , hat sie auch als souveräne Regierung

in dem Sinne gehandelt , wie die deutschen Bundesgesetze

eS in dieser Hinsicht meinen . Man beruft sich mir großer

Zärtlichkeit auf den deutschen Bund . Es wäre gut , wenn

man sich immer in dieser Weise aus ihn beriefe . Gerade in

dem Art . 16 der Bundesacte werde ich aber in der nächsten

Woche die Waffen gegen die in Frage stehende Sccte suchen .

Der König von Baiern hat als Regent des Landes daS

Schutzrecht und die Schutzpsticht seiner Kirche und als

Bischof der evangUifchen Kirche seines Landes hat er auch

das Schutzrecht und die Schuhpflicht dieser Kirche . Er muß

Alles abwehren , was den Rechten und dem Bestand bei¬

der entgegenwirkt Die erste Frage ist nun , ob daS Glau -

henSbekenntniß der Deutschkatholiken von der Art ist , daß

es von der Regierung anerkannt werden muß ? Man

sagt , sie hätten gar nichts darin , waS den Gesetzen deS

Staats widerspricht . Selbst dicö würde übrigens nicht

genug sein , allein eS liegen Bekenntnisse genug darin , die

selbst den Gesetzen dcS Staats zuwider sind , wenn wir

unfern Staat nicht als Staat überhaupt , sondern als christ¬

lichen Staat nehmen , und Gottlob sind unsere deutschen

Staaten christliche Staaten . Es reicht nicht hin , daß ein Glau ,

benSbekenntniß bloS mit dem äußern formellen Buchstaben

der Gesetze und deS Rechts übcreinflimmt , sondern es muß

auch von ihnen gesagt werden können , daß es den Zustand

der christlichen Staaten unterstützt und innerlich ihnen zu¬

gewendet ist . Bei der DiScussion über die deutschkaiho -

lische Angelegenheit wird eS Gelegenheit geben , zu zeigen ,
daß allerdings dieser sogenannte DeutfchkatholizismuS sich
nicht in einer solchen Stellung zu den Gesetzen der deut¬

schen Staaten befindet , daß er , ich will nicht sagen , eine

Aufnahme und Gleichstellung mit andern Glaubensbekennt ,

nissen , sondern nicht einmal eine Duldung in Anspruch

nehmen kann . Ich will zeigen , daß diese Sekte keine christ¬

liche ist. — Der Redner führt auS , daß die Polizei nicht

nöthig habe , zu warten , bis sie einen Reisiprediger bei

einer Handlung betrete , welche einer Verordnung zuwidcr -

läuft ; wenn die Polizei auS früheren Vorgängen wisse ,

WaS Reisiprediger zu thun Pflegen , so werde sie ihre

Maßregeln darnach treffen . Man hat gesagt , mit dem

Jesuitenorden sei eS etwas AndereS ; daS sei eine großartig

organisirte , mächtige Association gewesen , und was seien

dagegen die armen Deutschkatholiken ! Der Jesuitenorden

war aber in seiner ganzen Stellung und durch seine ganze

Organisation doch erkennbar ; man hat gewußt , waS man

von ihm zu erwarten habe und konnte ihm entgegenwirken .

Wenn wir aber die Deutschkatholiken mit ihrer ochlokra -

tischen Verfassung betrachten , so sehen wir blos eine Masse

und nicht einmal den Anfang einer kirchlichen Association .

ES ist vielfach im Lande getadelt worden , daß man den

Reiscpredigern auf badischem Boden nicht so begegnet ist ,

wie hier die baierische Regierung gethan . Formell ist also

die Sache nicht hierher erwachsen , wir haben keine akten¬

mäßigen Belege darüber und waS daS Materielle betrifft ,

das gar nicht hieher gehört , so ist durch meine kurze Dar¬

stellung der Sache vom polizeilichen Standpunkt aus daS

Recht , welches in Baiern geübt worden ist , gewiß ge¬

nügend zu Tag gelegt .

Hecker . Wenn ich die
'

Blätter und gewisse Personen ,

di e bei denselben bethciligt sind , in ' S Auge fasse und sehe,

wie wir darin stets deS übertriebensten Fanatismus beschul¬

digt und mit Schmutz aller Art beworfen werden , so werde

ich mich bei der heutigen Frage und bei der nächsten zur

Verhandlung kommend - n über die Religionsfreiheit , ans

daS gesunde Urtheil deS Volks darüber berufen können ,

auf welcher Seite der schreiende , brüllende , Zwietracht

säende Fanatismus ist. Darüber ist wohl kein '
Zweifel ,

daß Staaten , auch selbst abgesehen von dem deutschen Bunde ,

sich als gleichberechtigte , vollberechtigte Persönlichkeiten ge-

genübcrstehen . Bei dem deutschen Bunde umschlingt aber

diese gleichberechtigten , souveränen und selbstständigen Per¬

sönlichkeiten noch ein weiteres Band , daS deS völkerrecht¬

lichen Friedens , daS den gegenseitigen Verkehr bedingt .

Steht der Regierung daS Recht zu , ohne Grund , Urtheil

und Verbör Einen auSzuweisen , so steht eS ihr auch zu,

zehn und hundert auszuweisen und allen Bürgern eines

Staats den Eintritt in den ihrigen zu verwehren , somit

stünde der Krone Baiern ungeachtet der Dundesgesetzgebung

und des gemeinsamen Bandes eines Staatcnvereins daS

Recht zu , Baden in einen Kriegszustand zu versitzen , den
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bürgerlichen und gewerblichen Verkehr zu hemmen , und

wir wären mit jenem angeblichen AuSweisungSreckt dahin

gekommen , daß mitten im Frieden , und ungeachtet deS Bun -

desvcrtragS ein wahrhafter Kriegszustand vorhanden wäre .
Es liegt aber auch in diesem Beginnen noch eine viel kon¬

sequentere Negation . Man negirt uns daS Vaterland -

Wenn ich nicht mehr daS Recht habe , auf dem deutschen
Boden frei zu verkehren , wenn man mich geradezu von
dannen jagen und sagen kann : Du hast bloS so viel Recht ,
als ick etwa dem Hund einräumen will , den ich nach Be¬
lieben hinauSwerfe , so ist daS Vaterland zur Gnadensache

geworden . Man negirt , sage ich , in dem Augenblick , wo
man sieht , daß drei Herzogthümer von Deutschland los -

gerissen werden sollen , den Begriff deS Vaterlandes . Man

macht unS zu hejmaihlosen Heloten , welche die Polizei be¬

liebig wie Gauner fortjagen kann . Bleiben Sie nur bei
diesem Spstem ! im Angesicht eines beute - und eroberungs¬
süchtigen Franzosenthums , im Angesicht eines weltherrischen
Slaventhums ! Dann appelliren Sie aber auch nicht an
unfern Patriotismus , wenn es gilt , die bestehenden Zustände
zu retten . — Ich komme nun zu dem Punkte der Wegweisung
durch die Polizei . Hier ist nur daS eine Dilemma möglich -
Entweder hat dieser Reiseprediger , wie "man ihn zu nennen
beliebt , — ich nenne ihn aber den badischen Bürger Scholl ,
denn b !os in seiner Eigenschaft als Bürger war er in Rhcin -
baiern — sich gegen ein Staatsgesetz in Baiern versündigt ,
dann mußte er in gesetzlichem Wege gerichtet werden ; oder
wenn er sich nicht dagegen versündigt hat , so kann er aus
den von mir angeführten Gründen und auf die Grundbestim¬
mungen des Bundes hin das Recht in Anspruch nehmen , sich
in Baiern aufzuhalten . Wenn er nun aber gleichwohl ohne
ein nachgewieseneS Vergehen , ohne Verhör , ohne Urtbeil ,
foitgewicsin wurde , so mache man auch den amerikanischen
Hinterwäldnern keinen Vorwurf mehr , wenn sie die Lynch¬
justiz üben , denn bei unS sagt man ja auch : Die Gewalt
ersetzt daS Recht , und wir erklären Dich für einen Ver¬
brecher , wenn du auch gleich kein Vergehen begangen hast -

DaS sind keine Grundsätze , welche die Dauer von Staa¬
ten begiünden können , und die man von jener Seite alS
die konservativen Grundsätze bezeichnen kann . Mit Klöstern ,
Orden und Gebetbüchern hilft man dem Staatskörper nicht
auf . Sind wir denn bei unS nicht viel weiter zurück , als
selbst da , wo man glauben sollte , daß die größte Unduld¬
samkeit herrsche . Blicken Sie nach Rom , dem Sitze des
Primas der katholischen Kirche , nach Wien , der Hauptstadt deS
ersten katholischen Staates der Christenheit . Dort bewegen
sich Presbyterianer , Anglikaner , Lutheraner , Armenier und
Türken frei umher , dort wagt man nicht zu thun , was

man hier im Saale der Volksvertreter vorzufchlagcn'
wagt . Betrachten Sie nur die Sache von dem mensch¬
lichen Standpunkt und fragen Sie sich , ob eS nicht eine
Barbarei ohne Grenzen ist , einen Mann zurückzustoßen
von der Grenze , dessen sterbender Bruder darnieder liegt
jenseits des Rheins , dessen TheueisteS und Liebstes das
Verlangen fühlt , ihn noch einen Augenblick zu sehen ; der
wtll den Zuspruch des Himmels , den er nur von mir er¬
wartet , und blos weil er nicht glaubt wie der Herr Buss ,
JunghannS I . und Schaaff , soll Derjenige , der nach dem
Zuspruch seines Bruders , seines Glaubensgenossin lechzt ,
elend und einsam verenden ! Das ist also Toleranz von
Ihrer Seite ! Ich kann hiernach nur stolz sein auf den
Fanatismus , den man uns Schuld giebt , und wenn man
nun vollends von dem Urtheil des Volks spricht , so sage
ich , ein so einfaches Beispiel , wie eS hier gegeben worden ,
wird im Gemüth deS Volkes besser anschlagen , als die
künstliche Deduktion , die Deutschkatholikcn seien keine Chri¬
sten . Ich erinnere mich übrigens hier an die Geschichte
der Vergangenheit . Als die westphälischen Friedensunter¬
handlungen im Gange waren , überreichten die Evangelischen
eine Denkschrift , worin sie gerade in der Richtung , wie
man von Seiten deS Abg . Buff Grundsätze gebärt hat ,
den damaligen Zustand schildern , indem sie erzählen , wie
die Prediger , die den GlaubenSbrüdern das Nachtmahl
geben wollten , in den Kerker geschleppt und von dannen
gejagt wurden ; und ungeachtet der verschiedensten , frcibeit -
löktenden Einstieuungcn , welche gegen die Verhandlungen
deS westphälischen Friedens gemacht wurden , hat man doch
für nvtbwendig gesunden , zu sagen , daß daS Recht der
Auswanderung von einem Staat in den andern nicht ge¬
nommen werde . Dort war man also bereits milder ge¬
stimmt als heute , nachdem die Geschichte von Jahrhunderten
an unS vorüberging , in dem Hause der badischen Volks¬
vertreter .

Man ruft uns zu, wie die Reiseprediger dag Gastrecht
benützt , wie sie den Frieden der Cvnseffionen gestört hätten .
Ich weiß davon nichts . Wohl weiß ich , daß , alS die neuen

Glaubensgenossen austraten , alsbald Zeter und Mordio

geschrien wurde , die Staaten , die Throne gerieihen in Ge¬

fahr . In der Weltgeschichte gibt eS aber eben nichts NeueS .
AlS zur Zeit Heinrich

' S H . von Frankreich auch dort die
rcformalorische Bewegung begonnen hatte , auch damals

sagte man diesem Könige : die Hugenotten beabsichtigen den
StaatSumsturz , verfolge sie mit deinen Parlamenten und
Soldaten . Dirse Argumente hat man schon vor 300 Jahren
gehört , allein die Weltgeschichte ist stolz darüber hinweg -

gcschritten und die evangelischen Staaten stehen noch heute ,
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trotz jener Anfeindungen , in Kraft und Selbstherrlichkeit
da - Sie werden auch durch solche Argumente nun und

nimmermehr erschüttert werden . WaS den Jesuitenorden

betrifft , so will ich nicht an Pombal und ihre Vertreibung
auS Portugal und Spanien erinnern , wohl aber auf den

skandalösen Prozeß verweisen , der im vorigen Jahrhundert
vor dem Parlament der Seine verhandelt wurde , welches

zwanzig Schriften ( Buss : mit Gewalt — ) auf ergan¬

genen Nichterspruch durch Henkershand verbrennen

ließ und von dem Jesuitenorden verlangte , er solle seine

statutarische Organisation vorlegen ; die Statuten sind aber

nicht zu Tag gekommen . Man hat zwar ein solches Pro¬
dukt zu den Akten geben zu muffen geglaubt , hat es aber

später alS nicht ächt deSavouirt . Wie kann man nun sagen ,
die Statuten des Jesuitenordens liegen für Jedermann zu

Tag , der DeutschkatholiciSmuS aber , den Jeder kennr ,
dieser , wagt man Hinzuwersen , arbeite im Geheimen ? —

Ich sage aber , vor Euch liegt sein GlaubenSbekenntniß , die

Verhandlungen seiner Concilien , seine Organisation , er ar¬

beitet in der Wahrheit und im Licht , und nur die Eulen ,
die das Licht nicht ertragen und nicht sehen können oder

wollen , vermuthen , daß er geheime Artikel habe . Warum
aber ? Weil man bei der Berufung auf andere Verhältnisse
so viel von geheimen Artikeln wissen muß und weiß , daß

sie selbst bei ganz offenkundig bestehenden Gesellschaften

vorhanden sind . Man sucht mit scheuem Gewissen hinter
Anderen , waS man selbst sorgfältig versteckt . — Welches

ist der wahre Glaube , und wer ist berufen , hierüber zu

entscheiden ? Blicken Sie zurück auf die verschiedenen un «

tergcgangencn indischen und andere asiatischen Religionen .
Denken Sie an das Concilium zu Nikäa , wo Constantin

Friede schaffen mußte durch Gewalt , weil die Bischöffe sich

prügelten . Hat nicht der arianische Glaube neben dem

römischen bestanden ? In wie viel tausend Sekten ist nicht
LaS Christenthum zerfallen , wie viele tausend Streitigkeiten
sind nicht in seiner Mitte entstanden , und Sie wollen unö

glauben machen , Sie hätten uns überzeugt , oder könnten

unS überzeugen , welches der wahre Glaube sei ?
So anmaßend sind wir nicht , so hoch stellen wir unö

nicht , daß wir , Kraft einer Jdentifizirung mit der Gott¬

heit , sagen könnten , wir seien im Stande , zu entscheiden ,
welcher Glaube der rechte , der allein wahre sei. Weil
wir Menschen sind und menschlich fühlen , müssen wir Jedem
gegenüber sagen : Du bist frei auf dem Gebiete deines
Glaubens , und ich als Staat habe von dir nur zu ver¬
langen , daß du keine verderbliche Lehre predigst und ich
mein Nothrccht nicht in Anspruch nehmen muß , daS da

beginnt , wo du meine Existenz zu untergraben drohst . DaS

Urtheil der Dummen und Verdummten kann unS gleich¬
gültig fein , aber die Vernünftigen sollen richten zwischen
unS und Ihnen , ob es Fanatismus ist, wenn wir Jeden
das glauben lassen wollen , womrt er gottgefällig und selig
werden zu könne » meint , oder ob es Fanatismus ist , wenn
man mit Alba , Inquisition , Scheiterhaufen und Schwert ,
oder mit dem Schwert des modernen Polizeistaats die
Andersdenkenden zum Staate hinausschlagen und zu un¬

würdigen und nichtswürdigen Heloten erklären will . ( Viel¬

facher Beifall . )
Präsident bemerkt , daß sich noch 7 Mitglieder zum

Wort gemeldet hätten , allein eS dürfte sich fragen , ob der

Gegenstand jetzt nicht gehörig erörtert sei .
Mathy bemerkt , daß er auf daS Wort verzichte , wenn

die Uebrigen seinem Beispiele folgen wollten .
R e t t i g glaubt , die Absicht der Commission werde durch

einfache Empfehlung an daö Staatsministerium erreicht
werden , worauf er den Antrag stellt : eS sei Pflicht der
Kammer , sich des Petenten anzunehmen .

v . Stockhorn , Jörger und Andere unterstützen den

Antrag .
'

Schaaff stimmt mit Berufung auf den § . 67 der Ver¬

fassung für Tagesordnung .
Präsident . Der Herr Abgeordnete ist schon zu lange

in diesem Hause , als daß er nicht in Beziehung auf den

8 - 67 sollte zu unterscheiden wissen , daß derselbe in Fällen
wie der vorliegende nicht maßgebend ist.

Die Diskussion wird geschloffen , vorbehaltlich des Wor¬
tes für den Berichterstatter Brentano , welcher nach¬
weist , daß der § . 67 der VerfaffungSmkunde hier ke »ne An¬

wendung finde , und daß die Vorstellung an die Kammer

wohl begründet ist . Die einfache Empfehlung , welche der

Abg . Rettig vorgeschlagen , genüge nicht , und eS sollte der

Regierung selbst erwünscht sein , wenn die Kammer aus -

spreche, in welcher Richtung gehandelt werden sollte . DaS

formelle Recht der baierischen Regierung , Vorschriften zu

geben , wie sich Diejenigen , die im Lande leben wollen , zu
verhalten haben , konnte die Commission nicht bestreiten ;
aber ein Recht , ganze Klaffen von Staatsbürgern auszu¬

schließen , hat sie selbst in formeller Beziehung nicht zuge¬
geben . Da man nun aus dem Aktenstück , welches der

Abg . Bassermann vorgelegt , erfahren hat , daß «in Bürger
die baierischc Grenze darum nicht überschreiten darf , weil

er deutschkatholischcr Prediger ist , so fällt der Theil deS

Antrags weg , wornach die Regierung gebeten werden soll ,
nachzuforschen , ob ein solches allgemeines Verbot bestehe ,
und eS wird nur der andere Theil aufrecht zu halten sein,
die Regierung möge mit allen ihr zu Gebot stehenden Mit -
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teln dahin wirken , daß die Verordnung zmückgenommen
werde .

Geh . Ref . v . S t e n g e l. Ich muß bemerken , daß wir
daS von dem Abg . Bassermann mitgetheille Aktenstück nicht
als offiziell ansehen können .

Bei der Abstimmung wird der Antrag des Abg . Rettig
abgelehnt und der Commissionsantrag , so weit er von dem

Berichterstatter aufrecht erhalten worden , angenommen .

Schluß der Sitzung .

Einundfünfzigste öffentliche Sitzung der II . Kammer .

Karlsruhe , 7. August . Vorsitz des Präsidenten Mit¬
term aier ; Regierungscommission : StaalSminister von
Dusch , Geh . Rath RebeniuS , StaatSrath Bekk .

Der Präsident zeigt an , daß die erste Kammer
eine Adresse wegen Unterdrückung der öffentlichen Spiel¬
banken in dem Gebiete des deutschen Bundes mitgetheilt
hat . Die Abiheilungen werden eine Commission zur Be -
rathung dieses Gegenstandes ernennen .

Petitionen werden vorgelegt durch die Abgeordneten
Rindeschwender : l ) Bitte der Gemeinden Furt -

wangen , Gütenbach und Neukirch , die Aemtereintheilung
betreffend , beziehungwcise um Zutheilung dieser Orte nach
Villingen ; 2 ) Bitte der Bürgermeister des Amtes Tryberg ,
um theilweise Aufhebung der § § . 31 und 88 deS Forst -
gesetzeS, insbesondere um Nachsicht wegen Vermarkung der
Privatwaldungen ; 3 ) vieler Bürger von Schönwald , um
Unterstützung der Zittel ' schen Motion .

v . Jtzstein : Bitten vieler Bürger von Breiten 1 ) um
Einführung von Geschwornengerichten , 2 ) um Aufhebung
der ConfefftonSschulen .

Dennig : Bitte deS großen BürgerauSschuffeS - von
Pforzheim , um Erwirkung , daß nach der Trennung der
Justiz von der Administration die Verwaltung der Polizei
fernerhin wie bisher der Gemeindebehörde überlassen bleibe .

Christ : Bitte deS Landwirtbs Künzler zu Neckarau ,
Entschädigung für daS zu Rheinuferbauten abgetretene
Grundeigenthum betreffend .

Junghanns II . : Bitten der Gemeinden a ) HaßmcrS «
heim , Mühlbach und HeinSheim , Herstellung eines Verbin¬
dungsweges zwischen HaßmerSheim und N . ckarmühlbach
betreffend ; b ) von Rappenau , SiegelSbach k . , um Auf¬
nahme der Straße von Rappenau nach Obrigheim in den
allgemeinen Straßenverband .

Durch das Sekretariat : Beschwerden der Gemeinden

AllmendShvfen , Opferdingen und Eschach , die Ausübung
der Baupolizei betreffend .

Brentano übergibt den Bericht über die Emancipation
der Juden zum Druck .

Junghannö I . widmet dem Andenken eines Hinge¬
schiedenen College », des ehemaligen Abgeordneten , Ober -
gerichtSadvokaten MördeS , einen ehrenden Nachruf , in
welchen sämmtliche Mitglieder durch Erhebung von ihren
Sitzen einstimmen .

DiScuffion deS von dem Abg . Welcker erstatteten Be¬
richts über die Motion deS Abg . Peter auf Herstellung
der Preßfreiheit .

Präsident Mittermaier tritt den Vorsitz an den
Vicepräsidenten Rindeschwender ab , welcher die Dis¬
kussion nicht nur im Allgemeinen , sondern zugleich über die
einzelnen Anträge eröffnet .

Den Commissionsbericht haben wir in den Nummern
120 bis 123 mitgetheilt ; die Anträge stehen auf Seite 490 .

Baum . Meine Herren ! Ueber den Werth oder Unwerth ,
über die Vorzüge oder vermeintlichen Nachtheile der Preß¬
freiheit , darüber , ob unser badisches , unser deutsches Volk
derselben würdig und vermöge seiner Bildungsstufe dazu
reif sei , verliere ich kein Wort . Ich will mich nicht in
allgemein angenommenen Theorien ergehen , sondern gleich
auf den praktischen Standpunkt stellen , weil ich voraussetze ,
daß die Preßfreiheit in wissenschaftlicher Beziehung längst
die Censur besiegt und vollständig überwunden ha », und
weil eS jetzt nur noch darauf ankommt , dieselbe auch im
Leben , d. h. praktisch todtzuschlagen . Hier stelle ich als
ersten Satz auf , daß unser Preßgesetz vom 28 . Dezember
1831 nicht auf gesetzlichem Wege verstümmelt wurde , deß -
halb auch noch rechtlich so lange in voller Wirksamkeit sein
müßte , bis solches durch ein abänderndes Partikular - oder
BundeSpreßgesetz beseitigt ist. — Allgemein ist zugegeben ,
und dieS ist mein zweiter Satz , daß die Presse in Bezug
auf die inneren Angelegenheiten der einzelnen deutschen
Staaten nicht unter dem BundeSpreßgesetz « steht . Ich er¬
innere an die Gesetzgebung BaiernS , so wie an die unsrige ,
und namentlich an die seit der gesetzwidrigen Beschränkung
unseres PreßgesetzeS oft wiederholten Aeußerungen unserer
Minister » daß die Presse über innere Angelegenheiten frei ,
resp . daß hinsichtlich dieser daS Preßgesetz vom Jahre 1831
nicht abgeändert sei. Wenn schon die Censur seitdem , ent¬
gegen jenen Ministerworten , auch wüthete gegen Artikel
über badische Zustände , so ist nichts desto weniger der
Grundsatz immer noch fest, und zu erwarten , daß unsere
Minister diesem Grunvsatze gemäß endlich handeln . Ich
hoffe von ihnen wenigstens so viel , daß sie sich nicht weiter



dem Vorwurfe aussetzen werden , als begingen sie, gelinde

ausgedrückt , eine unverantwortliche Sünde an unseren

Volksrechten und an sich selbst . Ihre eigene Ehre steht

auf dem Spiele , sie werden doch nicht länger mehr zögern ,

ihr Wort zu halten . — Blicke ich, beim Bestehen der

Preßfreiheit für badische Angelegenheiten , auf die Nachrich¬

ten , welche die Presse aus anderen Ländern minheilt , so

kommen hier zwei weitere Grundsätze in Betracht und zur

Anwendung .
1 . Die Preßfreiheit in Baden muß eristiren hinsichtlich

aller Länder , die ebenfalls Preßfreiheit haben . Es wäre

eine Tollheit , wenn z . B . Frankreich von Baden die Censur

verlangen wollte , bei Artikeln , die in badischen Zeitungen

über französische Zustände erscheinen ; eS wird aber auch

gewiß Niemanden in einem preßfreien Lande einfallen , die

Censur für sich in Anspruch nehmen zu wollen . Ist er an¬

gegriffen in einem Blatte , so suche er den Richter , so wie

wir ihn auch suchen müssen , wenn wir in einem preßfreien

Lande uns durch die Presse beleidigt glauben . Wenn wir

für unS Censur in Frankreich , England re . fordern wollten ,

man würde uns , und mit vollem Rechte , auSlachen .

2 . Die Preßfreiheit in Baden muß aber auch eristiren

gegenüber von den Ländern , welche mit uns in gar keiner

politischen Berührung stehen . Die Hottentotten , die Es -

kimo' S , die Südsee - Jnsulaner rc . bekümmern sich gewiß nicht

viel darum , ob und was wir über sie drucken und werden

sich es auch nicht einfallen lassen , die badische Censur für

sich zu fordern .
Wenn man in Baden eine censurfreie , nur unter dem

unveränderten badischen Preßgesetze vom 28 . Dezember 183 l

stehende Zeitung herauSgeben wollte , so dürfte man censur -

frei schreiben : 1 . über alle badischen Angelegenheiten ; 2 . über

die Angelegenheiten aus denjenigen Ländern , welche Preßfrei¬

heit haben , und 3 . welche mit unS in keinerlei diplomatischem

und politischem Verkehre stehen . Es wären demnach , wenn wir

geographisch zu Werke gehen , die Herausgeber einer solchen

Zeitung nur für die Artikel der Censur unterworfen , welche

betreffen : den deutschen Bund , die übrigen deutschen Länder ,

außer Baden , Rußland und Italien . Ich gestehe nimmer¬

mehr zu , daß unser Preßgesetz vom 28 Dezember 1831 in

gültiger Weise beschränkt wurde , ich behaupte vielmehr ,
daß es in seinem ganzen Umfange und seiner Integrität
besieht , demnach vermag ich nicht zu läugnen , daß faclisch
«in durchaus entgegengesetzter Zustand vorhanden ist, wel¬

cher beseitigt werden muß Um diese B . seitigung ZN bewirken ,
könnte ick , zwar mit schwerem Herzen , dennoch dazu meine

Zustimmung geben , wenn die Verordnung vom 28 . Juli
1832 , welche unser Preßgesetz beschränkt uud einzelne Pa¬

ragraphen »m Wege der Ordonnanz aushebt , dahin modi -

sicirt würde , daß diese Aufhebung der fraglichen Paragra¬

phen nur auf Artikel über den deutschen Bund und die übri¬

gen deutschen Staaten außer Baden , ja selbst, und hier
könnte ich noch weiter gehen als die Commission , was ich
aber nicht thue , über Rußland und Italien sich erstrecke,
daß also einstweilen für Nachrichten aus jenen Staaten die

Censur noch fortbestehe . Ich könnte hiezu meine Zustim¬

mung geben im Hinblick auf den Antrag deö Motions -

stellerS « ub Nr . 1 s . und b . und bei dem weitern Um¬

stande , daß unsere deutschen Brüderstämme für sich auch

allmählig den Zustand der Presse herbeiführen würben ,

welchen wir gesetzlich hatten und , durch Beseitigung der un¬

gesetzlichen Beschränkungen , wieder haben müssen . Diese

unsere Brudervölker würden dann uns gegenüber auch zu
den preßfreien gehören . Meine Herren 1 Ich anerkenne ,
nach dem so eben AuSgeführten , die Preßordonnanz vom

28 . Juli 1832 nicht als rechtlich bindend und gestehe ihr
eventuell nur einigermaßen noch eine Wirkung zu, für Nach¬

richten über den deutschen Bund und die übrigen deutschen
Staaten , außer Baden , für alle übrigen kann und darf bei

uns keine Censur mehr bestehen , außer durch das Macht -

gcbot der Willkür .
Bissing . Ich unterstütze sämmtliche CommissionSan -

träge . Ich wünsche mit heißer Sehnsucht die Einheit

Deutschlands , gegründet auf Institutionen , die mein Vater¬

land groß , mächtig und geachtet machen ; aber ich wünsche

nicht die Einheit Deutschlands , die nur auf volksfeindlichen

Maßnahmen beruht , die namentlich in der Beibehaltung
der Censur besteht . Solche Einheit bewirkt gerade daS

Gegentheil von dem , waS ich erreicht haben will ; sie er¬

zeugt Unzufriedenheit , Schwäche im Innern , Ohnmacht

nach Außen und Verachtung . Die Censur bringt aber auch

nicht den Nutzen , den sich die Absolutisten von ihr ver¬

sprochen haben . Vermindert sie etwa oder hält sie gar ab

die Ideen , von welchen die Neuzeit so mächtig erfüllt wird ?

Beschwichtigt sie den Ruf nach Erfüllung derjenigen Ver¬

heißungen , die im heißen Kampfe gegen einen fremden Er¬

oberer dem deutschen Volke gemacht wurden ? Finden sie

etwa , daß die Regierungsorgane einen großen Einfluß auf

die Massen üben ? Oder ist nicht gerade das Umgekehrte

der Fall , daß nur die freisinnigen Blätter Anklang erregen

und daß die ministeriellen Journale trotz aller möglichen

Subventionen schlechte Geschäfte machen ? Ist eS zudem

nicht der Fall , daß die verbotenen Schriften überall ver¬

breitet sind ? — Aber auch die übrigen Staaten , worin

bis in die neuesten Zeit . » Censur herrschte , können unseren

Regierungen kein Vorbild dafür liefern , um die Censur bei -
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zubehalten . War denn in jenen Staaten eine ruhige Ent¬

wickelung ihrer Zustände vorhanden , oder wie man so gerne

zu sagen pflegt , der vernünftige , allmählige Fortschritt ?

Spanien , daS Land der Inquisition , Griechenland , Italien ,
Polen und die südlichen Staaten Amerika ' s mögen Ihnen

hierauf die Antwort ertheilen . —

Wenn aber die Censur daS nicht bewirkt , waS ihr Zweck

ist , sondern gerade daS Gegentheil , so sollten doch endlich
die deutschen Regierungen und die deutschen Staatsmänner ,
wenn sie wirkliche Staatsmänner sein wollen , sich ent¬

schließen , Preßfreiheit zu geben ; sie sollten bedenken , daß

jetzt noch eine solche Maßregel den lauten Dank des Volks

Hervorrufen und als eine Wohlthat betrachtet würde , aber

nach einigen Jahren vielleicht nicht mehr ; sie sollten beden¬

ken , daß der Bürger , welcher stolz auf seine Institutionen
blicken kann , eine größere Stütze verleiht , als ein Automat ,
dessen Thätigkeit aufhört , wenn die Schnur zerreißt . —

Man hat uns schon öfter von der Regierungsbank her ge¬
sagt , wir besäßen Preßfreiheit . Ja , meine Herren , wir

besitzen sie , aber nur einseitig . Die Ministeriellen und

Ultramontanen besitzen sie. Wenn die Freiheit deS Bür¬

gers bekämpft , wenn die liberalen Männer gehöhnt und

verdächtigt , wenn der Unfug der religiösen Geistesknccht «

schaft beschönigt , wenn volksthümliche Gemer '
ndecorpora -

tionen in den Koth herabgezogen werden sollen , dann ruht
die Scheere deS CcnsorS . Fürchtete ich nicht , Sie zu er¬
müden , ich könnte Ihnen , nicht aus dem Mannheimer
Morgenblatte , sondern aus andern offiziellen Localblättern ,
namentlich aus der Stadt ., die mich hierher gesandt , herr¬
liche Proben dieser Preßfreiheit liefern . Aber wenn An¬

maßungen , verkehrte und rechtswidrige Handlungen von
Beamten an ' s Tageslicht gezogen , wenn der Fanatismus
oder die Heuchelei manches Priesters bekämpft , wenn volks¬
feindliche Absichten einer Camarilla , wenn eroberungssüch¬
tige Plane auswärtiger Cabinette veröffentlicht werden
sollen , dann ruht die Feder deS CensorS nicht , dann haben
wir keine Preßfreiheit . Dies weiß das Volk sehr wohl ;
darum ist eS auch so ungläubig , wenn eine Maßregel oder
« ine Person in einem ministeriellen Blatte gelobt wird . —

Zum Schluffe noch eine kurze Bemerkung . Bekanntlich
müssen die Zeitungsredactionen , wenn sie wegen Censur -
striche recurriren und der RecurS verworfen wird , Spor¬
teln und Stempelgebühren bezahlen ; wenn aber ihr RecurS
für begründet erklärt wird , so haben sie keine Ansprüche
für Auslagen , Kosten und Zeitverlust . Hierin erblicke ich
eine Ungerechtigkeit , und ich möchte sagen , eine kleinliche
Rache gegen die Redaction freisinniger Blätter . Entweder
muß ihnen der Staat ihre Kosten ersetzen, wenn derRecurs

begründet ist , oder sie haben nichts zu zahlen , wenn ihr
RecurS verworfen wird .
‘ Mittermaicr . Meine Herren . Ich würde die Dis -

cussion nicht durch meine Worte verlängert haben , wenn
ich nicht einen ganz besondcrn Beruf hätte , über den Gegen¬
stand zu sprechen ; ich halte die Ebre Berichterstatter über
die Zurücknahme des PreßgesetzeS im Jahr 1832 zu sein.
Sie erinnern sich an jene schmerzliche Stimmung , welche
im ganzen Lande sich überall aussprach , als das durch Zu¬
stimmung der Kammer zu Stande gekommene Preßgesetz
nach einer so kurzen Wirksamkeit einseitig zurückgenommen
wurde . Sie können denken , welche Stimmung damals
herrschte , als die Stände zusammen berufen wurden , und
ihnen die Berathung über den hochwichtigen Gegenstand
möglich ward . ES wurde zuerst in geheimer Sitzung be-

rathen , und der damals nach einer großen Aufregung ge¬
faßte Beschluß wurde dann am andern Tag in öffentlicher
Sitzung verkündigt . Ich halte cs von Bedeutung , daß ich
Sie an diesen Beschluß , so wie an den nächstfolgenden
erinnere . Der Beschluß war , daß die Kammer die Ab¬

änderung des PreßgesetzeS , als ohne Zustimmung der
Stände geschehen , nicht auf gesetzlichem Wege zu Stande
gekommen erkennen könne , daß man zur Wiederherstellung
eines den wahren bundesverfassungsmäßigen Pflichten und
den Rechten des Landes entsprechenden Gesetzes über Preß¬
freiheit auf verfassungsmäßigem Wege weiterer Vorlage
entgegensche . ES wurde hierauf in öffentlicher Sitzung
zwei Tage lang über den Gegenstand beratben , und zwar
am letzten Tag von Morgens 8 Uhr bis AbcndS 8 Uhr .
Damals erklärte der Herr Regierungscommiffär Geh . Rath
v . Weiler im Namen der Regierung , daß dieselbe den
mangelhaften Zustand der Presse nicht verkenne , und durch
ein provisorisches Gesetz abhelfen werde . ES war ein hef¬
tiger Kampf . ES waren mehrere Abgeordnete , welche an
daS Versprechen der Abhülfe nicht glauben wollten Fünf
Männer waren eS , die am Schluffe der Verhandlung
auch noch gegen den Beschluß , der zu Stande gekommen
ist, sich erklärten ; es sind die Abg . Buhl , Sander und
MördeS , welche heimgegangen sind in daS Land dcS
Friedens, , nur zwei leben noch von denen , die damals
gegen diesen Beschluß protestirten , W e l ck e r und Winter von
Heidelberg ; zwei andere Abgeordnete , welche in der Commis¬
sion waren , waren theilS durch Unwohlsein , theils durch
andere Umstände verhindert , der Verhandlung anzuwohnen ,
eS ist der Abg . v . Jtzstein und der jetzige Herr Geh . Rath
Bekk . Bon allen übrigen Mitgliedern wurde dann , aber erst
nach furchtbarer Aufregung und nachdem ganz andere An¬

träge gestellt waren und der Staatsrath Wmter auf daS
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Bestimmteste erklärt hatte , er sei ermächtigt , im Namen

der Regierung zu versichern , daß auf dem Wege eines

provisorischen Gesetzes dem großen Mangel der bestehenden

Gesetzgebung Abhilfe geleistet werde , ich sage , dann erst
wurde gegen fünf Stimmen der Beschluß gefaßt , daß die

Kammer die Zusicherung der Regierung , auf dem Wege
eines provisorischen Gesetzes den mangelhaften Zustand der

Presse zu verbessern , annchme , und darauf rechne , daß die

Regierung den im Commiffionsbericht und während der

DiScusston gestellten Anträgen und Wünschen entsprechen
werde . Meine Herren ! Es ist wohl , wenn ich die Zeit ,
wo jenes Versprechen gegeben wurde , und den heutigen Zu¬
stand vergleiche , am Platze , vier Fragen hier zu beantworten :

1 . WaS hat denn in dieser langen Zeit die .Regierung
gethan um ihr Versprechen zu erfüllen ?

2 . WaS sind denn jetzt für Verhältnisse ?
3 . Ist nickt vielleicht das Großherzogthum Baden in

einer ganz eigenthümlichen Lage , welche für dieses Land

ganz vorzüglich die Preßfreiheit nothwendig macht ?
4 . WaS kann die badische Regierung von ihrer Seite

thun , und was kann billiger Weise von der Kammer ge¬
fordert werden ?

Meine Herren , wenn ich die erste Frage beantworte ,
so ergreift mich Wchmuth . Ich muß sagen , ich würde da¬

mals als Berichterstatter nicht so lange für die Annahme
feneS Antrags gekämpft haben , wenn ich den Vorhang
hätte auftollen können , und gesehen hätte , daß das Ver¬

sprechen nicht würde gehalten werden . ES ist leider daS

provisorische Gesetz nie gegeben worden , eS ist für die Ver¬

besserung der Presse nichts geschehen . Ich gebe zu , daß
nicht in dem Mangel deS kräftigen Willens der Grund

lag , sondern vor allem in den äußern Umständen und

Hmdernissen , die man nicht überwältigen zu können glaubte .
Die Gründe , warum eS nicht besser geworden ist , und

warum die Regierung in einer solchen schlimmen Lage sich
befindet , sind in dem Mißtrauen zu suchen , mit welchem
man auf den Fortschritt blickt , und in dem Glauben an
die Allmacht vorbeugender Maßregeln , in dem Glauben ,
daß eS möglich sei, daß im großen Reiche der . Geister die

Echeere der Parze den Faden deS geistigen Lebens ab¬

schneiden könne , daß man den Geistern die Grenze an -

wetsen könne , wie weit sie in ihrem Denken gehen sollen .
Aber meine Herren , eS ist für mich doch auch eine ange¬
nehme Pflicht , hier auszusprecken , daß wenn auch die Re¬
gierung nichts gethan hat , um durch ein Gesetz sich auS
dem Elend zu helfen , sie dennoch , wie ich auS guter Quelle
von fremden Staatsmännern weiß , nicht unterlassen hat ,
alles zu thun , um die Nachtheile der Censur hervorzu¬

heben und die Nothwendigkeit die Herstellung der Preß¬
freiheit mit Schutz durch kräftige Repressivmaßregcln gegen
die Frechheit darzuthun ; das ist geschehen , das weiß ich.
Wenn ich mich frage , haben sich dir Verhältnisse seit dem

Jahr 1833 geändert ? sind nicht Gründe eingetreten , welche
gebieterisch die Einführung der Preßfreiheit und die Auf¬
hebung der Censur fordern ? so habe ich hier keine Zweifel .
Gewiß sind solche Verhältnisse eingetreten . Ich bitte Sie ,
den ^ Blick vor Allem auf Eines zu werfen . Seit jener Zeit
hat der Geist der Prüfung , der Geist der Theilnahme
am öffentlichen Leben in einem ganz andern Grave sich
ausgesprochen als früher . Ich habe in meinem ursprüng¬
lichen Vaterlande , in dem Königreich Baicrn , in einer

Zeit gelebt , wo die erste Verfassung im Jahr 1818 gegeben
wordenes ) . Sie kam unvorbereitet , und als am 26 . Mai
alle . Bürger in den Städten zusammen gerufen wurden ,
und man ihnen die Verfassung verkündete , haben doch nur

ziemlich Wenige den ganzen Werth und die volle Bedeu¬

tung begriffen ; eS ist sehr langsam gegangen bis sie in
daS Blut des Volkes drang , und bis die Ueberzeugung
von der Nothwendigkeit der gesetzlichen freien Gestaltung
recht lebendig wurde . Jetzt aber finden Sie diese Theil¬
nahme allgemein verbreitet , Sie finden , daß selbst Leute ,
die im Schweiße ihres Angesichts ihr Brod verdienen , an
allen öffentlichen Angelegenheiten einen Antheil nehmen ,
von dem man in früherer Zeit keine Vorstellung hatte .
Aber , meine Herren , noch ein Punkt ist hier in ' s Auge

zu fassen , seit jener Zeit ist die öff ntlicke Meinung zu einer

Macht und Stärke gekommen , welche sie früher nicht ge¬

habt hat .

( Fortsetzung folgt ) .

Tagesordnung für Mittwoch , 12 . August . Discussion

deS Berichtes des Abg . Rindesckwender über die

Vorstellungen der deutschkathotischcn Kirchen¬

gemeinden zu Pforzheim , Mannheim , Heidelberg und

Durlach , die Gleichstellung ihrer staatsbürgerlichen und

kirchlichen ^Rcchte mit denen der übrigen christlichen Reli -

gionSparteien im Großherzogthum Baden betreffend .
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